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Landtags⸗Verhandlungen. 
Herrenhaus. 

5 Fünfte Sitzung vom 17. Dezember. 

Präſ. Graf Eberhard zu Stollberg-Wernigerode 
eröffnet die Sitzung um 11 Uhr 20 Min. mit ge- 
ſchäftlichen Mittheilungen. 

Der Präſident ertheilt dem Minifter-Präfidenten 
Graf v. Bismarck das Wort. 

Miniſter-Präſident: Ich will kurz Veran- 
laſſung nehmen, meine Stellung zu dem 4. Punkte der 
heutigen Tagesordnung, dem Antrage Guerard näher 
zu bezeichnen. Ein Kompromiß kann niemals entſtehen, 
wenn Niemand bereit iſt, von ſeiner Ueberzeugung 
einen ehrlichen Theil zu opfern den Konkurrenten des 
Kompromiſſes. Ich halte es für zweckmäßig, ja für 
geboten für die Stellung der Königl. Staatsregierung, 
von ſeinen Ueberzeugungen abzugehen, wenn man dadurch 
weſentliche Nachtheile vom Gemeinweſen abwenden Tann. 
Ich habe früher, ſelbſt bei der ſchärſſten Verurtheilung 
des Prinzips immer hinzugefügt, daß ich einen ent- 
ſcheidenden Werth auf die in Rede ſtehende Sache nicht 
lege, daß aber nach meinem Rechtsgefühl und theoretiſch 
die von mir bisher vertretene Anſicht die richtige ſei, 
die auch meinen Widerſpruch bisher bedingte. Ich er⸗ 
lläre, daß ich entgegen meiner früheren Ueberzeugung 
für den Antrag Guerard ſtimmen und ich erſuche Sie, 
gleichfalls im Intereſſe der andern geſetzgebenden Falto⸗ 
ten auch ihrer Ueberzeugung das Opfer zu bringen. 
Ich erkläre dies, weil ich nicht weiß, ob ich werde 
berſönlich meine Stimme abgeben können. Ich halte 
einen Staatsmann in einem Verfaſſungsſtaate auch 
nicht für berechtigt, an ſeinen Meinungen feſtzuhalten, 
ich halte ihn ſogar für verpflichtet, ſeine Ueberzeugungen 
unter Umſtänden, wenn praktiſche und weſentliche Nach- 
theile für das Gemeindeweſen ſich nicht herausſtellen, 
fallen zu laſſen im Intereſſe der Einigkeit und des 
riedens. 

Erſter Gegenſtand der Tagesordnung: Vereidigung 
neu eingetretener Mitglieder. Es werden vereidigt die 
Herren v. Winterfeld und v. Scherdahely. 

Zweiter Gegenſtand der Tagesordnung: Vorbe- 
dathung im Plenum über den Geſetzentwurf, betreffend 

Ausdehnung mehrerer in den älteren Landestheilen 


\ geltenden Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes auf die 


zirke der Provinz Hannover, in denen das allgemeine 
Landrecht gilt. Der Geſetzentwurf wird ohne Disfuffion 
genehmigt. 
Dritter Gegenſtand der Tagesordnung: Vorbe- 
hung im Plenum über den Geſetzentwurf, betreffend 
e Erwerbung und den Verlust der Eigenſchaft als 
Neußiſcher Unterthan, ſowie über den Eintritt in fremde 
Staatsdienſte. Zu dem Geſetzentwurfe find ſolgende 
mendements geſtellt: Statt $ 10 beantragt Herr von 
eiſt⸗Retzow einen Paragraphen einzuſchieben: „Zur 
werbung des Gemeindebürgerrechts ift die Eigenſchaſt 
als preußischer Unterthan nothwendig.“ Der Antrag 
ird mit 57 gegen 55 Stimmen angenommen. 
Auf Antrag des Herrn v. Kleiſt-Retzow wird 


bann al. 3 des $ 14 dahin abgeändert, daß es 
ißt: Unterthanen, welche früher als Offiziere im 


ſtehenden Heere dem beurlaubten Stande angehört haben 
als Militärbeamte ꝛc. 
' 2) Zu $ 10 beantragt Herr v. Stleijt Retzow 
olgende Faſſung: Außer den in § 14 und 15 be- 
uchneten Gründen kann in Friedenszeiten die Entlaſſung 
erer verweigert werden, welche eine Strafe abzubüßen 
haben, ſich in Unterſuchung befinden, oder beſcheinigte 
g tpflichtungen zu erfüllen haben. Herr v. Kleiſt und 
Meding ſprechen für, der Reg.⸗Kommiſſar gegen 
le Faſſung. Herr v. Bernuth hält das Amendement 
t für nothwendig. Nachdem noch Graf Brühl 
Mür geſprochen, wird es mit geringer Majorität an⸗ 
nommen. 
Es wind hierauf das ganze Geſetz mit den ge- 
nehmigten Aenderungen angenommen. 
da, Vierter Gegenſtand der Tagesordnung: Vorbe⸗ 
athung über den Antrag des Abg. Guerard, betreffend 
hr Abänderung des Art. 84 Abſ. 1 der Berf.⸗Ur⸗ 
1 Dazu iſt ein Amendement von Herrn Grafen 
r Lippe eingegangen, welches in Form eines neuen 
eſetzes dem früheren Below'ſchen Antrage entſpricht. 
„Zur Generaldiskuſſion, zu welcher 9 Redner gegen 
Antrag eingeſchrieben find, nimmt zunächſt das Wort: 
m v. Waldaw (Steinhövel): Alle Amendements 
dieſem Antrage find nicht wünſchenswerth. Auf 
Man Kompromiß wird das andere Haus nie eingehen. 
an müſſe entſchieden Ja oder Nein jagen. 
N Graf Brühl: Auch ich will ein entſchiedenes 
ahr Aber wenn auf der Tribüne die größten Un⸗ 
Aa eiten gejagt werden, wenn das Heiligſte im Chri⸗ 
um dort nicht mehr heilig iſt, dann muß man bie 
A einung verſchärfen, und deshalb bitte ich für das 
güögn dement zu ſtimmen. Dieſe Redefrechheit führe die 
8 Bte Gefahr für Religion und Staat. 
du Bin. Haſſelbach: Die großen Befürchtungen 
wür rafen Brühl theilte er nicht; Staat und Kirche 
den durch ſolche „Redefrechheit“ nicht gleich fallen. 


den 


Abendblatt. 


Jeder müſſe ſeine Abſtimmung frei motiviren können; 
er muß öfter bona fide Thatſachen anführen, die 
entgegengeſetzten Standpunkte 


ein Anderer hier vom 
auslegt. 


Graf v. Rittberg: Man hat von Kompromiſſen 


geſprochen, kommt uns denn das andere Haus entgegen? 


So lange wir keine Garantien haben, daß ſolche Vor⸗ 


gänge, wie ſie in den letzten Tagen vorgekommen ſind, 
nicht wieder vorfallen, ſtimme ich dagegen. 


Frhr. v. Manteuffel: Es werde ihm ſehr 


ſchwer, nach der Erklärung des Herrn Miniſterpräſidenten 
gegen deſſen Meinung aufzutreten. Derſelbe habe Kom- 
promiſſe empfohlen, — dazu gehörten doch aber Kon⸗ 
zeſſionen von der andern Seite, und ſolche lägen gar 
nicht vor. Konflikte werden durch die Annahme des 
Antrages gewiß nicht vermieden; denn für diejenigen, 
welche aus den Konflikten Geſchäfte machen, ſeien die⸗ 
ſelben billig wie Brombeeren und der Appetit komme 
beim Eſſen! Durch die Annahme des Antrages würde 
das Haus an wahrem Anſehen nicht gewinnen. Wer 
die Zeit beobachte, ſehe, daß dieſelbe zum Fauſtrecht 
dränge, zum Fauſtrecht, das mit Meſſerſtichen und Re- 
volvers Freiheit übe. Wenn dieſes Syſtem zum Geſetz 
erhoben werde, dann würde es auch an der Zeit ſein, 
den Artikel aufzuheben. (Großer Beifall.) 

Herr v. Kleiſt: Den Antrag anzunehmen hieße 
die Volksſouveränetät proklamiren, und dieſe zu be⸗ 
kämpfen, ſei ſtets das Prinzip des Hauſes geweſen. 
Eine Schädigung der Inſtitution des Herrenhauſes durch 
eine Durchbrechung des Prinzip würden alle Zugeſtänd⸗ 
niſſe, die man etwa dafür gewinnen könnte, nicht auf⸗ 
wiegen. Ein ehrlicher Krieg ſei viel beſſer, als ein 
fauler Frieden. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: Die 
Regierung hat bereits ihren Standpunkt dargelegt. Wenn 
ich noch etwas hinzufüge, ſo glaube ich, daß die Gegner 
des Antrages mehr auf theoretiſchem als praktiſchem 
Boden ſtehen. Wir wollen keineswegs nur einer Partei 
genügen. Wir haben aber einen Paragraph in der 
Verfaſſung, der mindeſtens unklar iſt und deſſen An- 
wendung eine Schwierigkeit bietet. Zudem liegt ja 
auch eine Vergleichung mit der Verfaſſung des nord⸗ 
deutſchen Bundes nahe, namentlich für die Herren Ab⸗ 
geordneten, welche zugleich Mitglieder des Reichstages 
ſind, bei den gleich wichtigen Körperſchaften, wo die 
Mitglieder immer in Verlegenheit kommen und ſich be⸗ 
ſinnen müſſen, wie viel Maß Redefreiheit ihnen ge⸗ 
währt iſt an dem Orte, wo ſie ſich befinden. Wir 
führen durch Nichtannahme des Antrages einen Zuſtand 
herbei, den man mit unheimlich bezeichnen kann. Des⸗ 
halb ſtimmt die Regierung dem Antrag zu, die Mit- 
glieder des anderen Hauſes haben es gethan, und die 
Mitglieder dieſes Hauſes werden es thun. Mag der 
Ausdruck Kompromiß auch hier nicht recht paſſen, wer 
hat denn die größten Angriffe erfahren? Und doch haben 
die Angriffe der letzten Tage das Anſehen der Regie- 
rung geſchädigt? Nehmen Sie den Antrag Guerard 
an, dadurch ſchaffen Sie wenigſtens einen klareen 
Zuſtand, der dann ſchließlich einmal zur Regelung der 
Sache durch die Geſetzgebung führen kann. 

Es ſprechen noch die Herren Graf zur Lippe (für 
ſein Amendement), Herr v. Senfft-Piljah und v. Ber⸗ 
nuth (für den Antrag). 

Ein Schlußantrag wird angenommen. Es erfolgt 
die namentliche Abſtimmung über den Guerardſchen 
Antrag Art. 1. Mit „Ja“ ſtimmen 41, wit „Nein“ 
73 Mitglieder des Hauſes. Der Art. 1 iſt alſo ge- 
fallen. Es würde nun das Amendement des Grafen 
zur Lippe zur Diskuſſion gelangen müſſen, da dasſelbe 
auch Aufhebung des §. 84 der Verfaſſung, im Uebrigen 
aber die Sache durch ein Geſetz geregelt wiſſen will. 
Es liegt ein Antrag auf Vertagung vor, da das Amen- 
dement nicht gedruckt vorliege. Graf zur Lippe bean⸗ 
tragt Verweiſung ſeines Antrages an die Juſtizkom⸗ 
miſſion. — Der Antrag auf Vertagung wird abgelehnt, 
der Antrag zur Lippe gleichfalls. 

Spezialdiskuſſion. — Es meldet ſich Nie- 
mand zum Wort. Abſtimmung: Art. 1 des Lippeſchen 
Amendements, welcher auf Antrag der Staatsregierung 
oder eines Mitgliedes des Hauſes eine Beſtrafung im 
Wege der gänzlichen oder theilweiſen Ausſchließung oder 
Verluſt ſeiner Wählbarkeit des ſeine Befugniß über⸗ 
ſchreitenden Redners verfügt wiſſen will, wird abgelehnt, 
ebenſo Art. 2, welcher noch ein beſonderes Geſetz in 
dieſer Sache erlaſſen haben will. Damit iſt auch das 
Amendement Lippe gefallen. — Schlußberathung morgen 
Freitag. 

Fünfter Gegenſtand der Tagesordnung: Bericht 
der Juſtiz-Kommiſſion über Erbſchaftsſachen. — Schluß 
der Sitzung gegen 4 Uhr. — Nächſte Sitzung, Freitag, 
18. Dezember. Tagesordnung: Schlußberathung über 
den Guerard'ſchen Antrag. 


Abgeordnetenhaus. 
Sechsundzwanzigſte Sitzung vom 17. Dezember. 
Präſident v. Forckenbeck eröffnet die Sitzung um 
10 Uhr 15 Min. 


Stettiner Zeitung. 


Freitag, den 18. Dezember 


rungsrath Knerck. 


kommiſſion zur Vorberathung gewieſen. 


ſteriums pro 1869. — Elementar-Unterrichtsweſen. 


ſich faſt in allen Regierungsbezirken vorfinde. Als Bei⸗ 
ſpiel wolle er nur den Regierungsbezirk Königsberg hin⸗ 
ſtellen. Es fehle nicht an jungen Leuten, die ſich dem 
Lehrerſtande widmen wollten, wohl aber fehle es an 
Seminaren, und wünſche er deshalb, daß man mit 
der Errichtung von Seminaren nicht kärglich verfahren 
möge. Lasker habe eine Verfügung erwähnt, welche 
ſich gegen den Wirthshausbeſuch der Lehrer richte, im 
Regierungsbezirk Erfurt. Er hätte einfach ſagen kön⸗ 
nen, der Schulrath Bieck, Mitglied dieſes Hauſes, habe 
die Verfügung erlaſſen. Dieſelbe ſei hervorgerufen durch 
das Verhalten mehrerer Lehrer, welches ein Disziplinar⸗ 
Einſchreiten nöthig machte. Es handelte ſich dabei um 
ſolche Lehrer, welche eine Unterſtützung von der König- 
lichen Regierung verlangt haben, oder eine perſönliche 
Zulage. Dieſen ſei geſagt worden: gebt nicht zu viel 
für Euer Wirthshausleben aus, es ſteht ſonſt im Wider⸗ 
ſpruch mit Euren Geſuchen. (Sehr richtig!) Die Ver⸗ 
fügung ſei nur durch eine Indiskretion in die Oeffent 
lichkeit gekommen, was er um der Lehrer willen 
bedauere. Man laſſe doch dieſe Verfügung ruhen. 


(Beifall.) 


Abg. Schmidt (Stettin): Der Vorredner ſei ein 
Heißſporn für die Regulative. Dieſelben aber ſtänden 
in Widerſpruch mit den beſten Traditionen der preußi⸗ 
ſchen Geſchichte und wenn man einen Vergleich der 
jrtzigen mit den früheren Seminaren eintreten laſſe, jo 
weile er darauf hin, daß die Seminare unter dem Mi- 
niſter von Altenſtein die Bewunderung des Auslandes 
erregten. Die Landräthe werden ſich ein Verdienſt er⸗ 
werben, wenn ſie ſolche Verfügungen, wie der Abg. 

ck fie erlaſſen, ſtets in den Kreisblättern publisirten. 
enn dann kamen fie ftets zur Kenntniß dieſes Hauſes. 
Der ſächſiſche Unterricht ſtehe nach dem allgemeinen 
Urtheil, das namentlich auf der Pariſer Weltausſtellung 
gefällt wurde, den Lehrmitteln nach höher, als der 
preußiſche. 

Abg. Braun (Wiesbaden) erörtert die Verhält- 
niſſe des Elementar-Unterrichts in Naſſau und ſpricht 
abermals den Wunſch aus, daß geſetzliche Beſtimmungen 
nicht auf dem Wege der Verwaltung beſeitigt werden 
möchten. 

Der Kultusminiſter v. Mühler verlieſt eine Er- 
klärung des Seminar-Direltors Haak aus Schragen, 
worin derſelbe jagt, daß der Landes-Satechismus bis 
diefen Augenblick nicht bejeitigt wurde, daß im Anſchluß 
an das bisherige Verfahren der kleine lutheriſche Kate⸗ 
chismus bisher daneben benutzt wurde, aber nicht um 
die Regulative einzuſchmuggeln. Da der Mitgebrauch 
dieſes Katechismus bedenklich erſchien, ſo ſei derſelbe 
wieder beſeitigt. Von der beabſichtigten Einführung der 
Regulative in Naſſau wiſſe er überhaupt nichts. Durch 
dieſe Erklärung habe das Miniſterium erſt Kenntniß 
erhalten von dem, was dort geſchehen ſei. 

Zu dieſem Titel beantragen die Kommiſſarien des 
Hauſes: „die Staatsregierung aufzufordern, es möge in 
der nächſten Seſſion eine Ueberſicht vorgelegt werden, 
wie viele Elementarſchullehrerſtellen am 1. Juli des 
Jahres 1869 unbeſetzt und wie viele mit Präparanden 
beſetzt geweſen ſind.“ 

Abg. Bender beantragt, zu erklären: „daß das 
Vorgehen der Staatsregierung bei Erhöhung des Dienſt⸗ 
einkommens der Elementarlehrer in der Provinz Preußen 
mit den dort geltenden geſetzlichen Beſtimmungen nicht 
im Einklang ſtehe.“ 

Abg. Bender vertheidigt dieſen Antrag. 

Der Reg.-Komm. Geh. Rath De la Croix 
rechtfertigt das Verfahren der Regierung, ebenſo der Abg. 
v. Salzwedell (Sensburg): Den Gemeinden ſei die 
Mitwirkung, die ihnen nach dem Geſetze zuſteht, voll- 
ſtändig gewährt. Der Redner erklärt ſich gegen den 
Antrag Bender. 

Abg. Dunker: Der Redner erörterte die Stel- 
lung der Volksſchulen im Allgemeinen und verlangt Kon- 
feſſionsloſigkeit ebenſo wie für die höheren Lehranſtalten, 
jo auch für die Volksſchulen. Die Verfaſſung ſchreibe 
vor, die konfeſſionellen Verhältniſſe ſollten möglichſt be- 
rückſichtigt werden, der Miniſter berückſichtige dieſelben 
aber ausſchließlich, wenn man den Gemeinden die Ver⸗ 
waltung der Schulen übergebe, glaube man, daß ſich 
da die kirchlichen Einflüſſe nicht geltend machen werden? 
Um dem endloſen religiöjen Gezänke ein Ziel zu ſetzen, 
möge man die Volksſchulen frei machen und auf ſich 
ſelbſt ſtellen. 


Kultusminiſter v. Mühler: Ich nehme Akt da⸗ 
von, daß das Ziel des Beſtrebens des Vorredners da⸗ 
hin gerichtet iſt, den Schulen nicht blos den konfeſſio⸗ 


Am Miniftertiiche: v. Mühler und Geh. Regie- 


Die vom Herrenhauſe herübergekommene Konkurs- 
ordnung wind an die vereinigte Juſtiz- und Handels⸗ 


Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Fort⸗ 
ſetzung der Vorberathung des Etats des Kultusmini⸗ 


Abg. Bieck: Er wolle bei dieſem Titel ſich nur 
über den Mangel an Elementarlehrern ausſprechen, der 


Preic in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertelj. 1 Thlr. 7½ Sgr., 
monatlich 12½ Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1868. 


nellen, ſondern auch den chriſtlichen Charakter zu nehmen. 

Bei der Abſtimmung werden die Anträge der Kom⸗ 
miſſarien des Hauſes und des Abg. Bender angenom- 
men, der letztere mit einer vom Abg. Höhne beantrag⸗ 
ten Faſſungs⸗Aenderung. 

Zu Tit. 32 (ſonſtige Kunft- und wiſſenſchaftliche 
Zwecke) beantragt Abg. Elliſſen: die Staatsregierung 
aufzufordern, dem Beitrage von 1000 Thlr. aus der 
Staatskaſſe für die Geſellſchaft für ältere deutſche Ge⸗ 
ſchichts‚kunde zu Frankfurt a. M. (behufs Herausgabe 
der monumenta historiae Germaniae) den Bei- 
trag von Hannover, Kurheſſen ꝛc. beizufügen.“ 

Kultusminiſter v. Mühler erklärt, daß die Staats⸗ 
regierung dieſes Werk bisher mit großer Mühe und 
Treue gepflegt habe und daß ſie es jetzt unter verän⸗ 
derten Verhältniſſen nicht fallen laſſen, ſondern auch 
ferner mit allen Kräften fördern werde. — Nach kur⸗ 
zer Debatte wird der Antrag des Abg. Elliſſen ab⸗ 
gelehnt. 

Bei Tit. 35 (Verbeſſerung der äußeren Lage der 
Geiſtlichen und Lehrer) fragt Abg. Simon v. Zaſtrow, 
ob aus dieſem Fonds nicht den Superintendenten die 
baaren Auslagen, die ſie hätten, erſtattet werden könnten? 

Der Kultusminiſter erwiedert, daß eine ſolche Er⸗ 
ſtattung wegen Mangels der Mittel in den allerſeltanſten 
Fällen eintreten könne. 

Zur Abtheilung (Medizinalweſen) rügt Abg. Löwe 
das Verfahren der Regierung gegenüber den Wundärzten 
erſter Klaſſe, indem er ausführt, daß durch die Rechts⸗ 
geſetze über die Freizügigkeit und das Nothgewerbegeſetz 
die Beſchränkungen für dieſe Medizinal⸗Perſonen beſeitigt 
ſeien. Er bedauert, daß der norddeutſche Bund bei 
Ausführung ſeiner Geſetze ſelbſt bei den preußiſchen Be⸗ 
hörden auf Widerſtand ſtoße und theilt einen Regie- 
rungs⸗Beſcheid zum Belege feiner Anſicht mit. — Der 
Reg.⸗Komm. de la Croix bedauert, das Material 
zur Erklärung des angeführten Falles nicht bei der Hand 
zu haben. 

Abg. Virchow erklärt, daß er im Intereſſe der 
Etatsberathung bei dieſem Gegenſtande auf das Wort 
verzichte, weil er Gelegenheit habe, ſeine Zwecke auch 
durch die Mraſſo ee erfolgen. 


Abg. Koſch spricht den Wunſch aus, daß den 


Aerzten, welche ihre Kräfte zur Heilung des Hunger- 
typhus verwendet, eine Unterſtützung gegeben werden 
möge. 

Reg.⸗Komm. Knerck erwiedert darauf, daß die 
Mittel des Staats dazu nicht vorhanden jeien, daß aber 
Se. Majeſtät der König in jedem einzelnen Falle aus 
dem Allerhöchſten Dispoſitionsfonds Unterſtützung be⸗ 
willigt habe. 

(Miniſterpräſident Graf Bismarck erſcheint.) 

Bei den einmaligen außerordentlichen Ausgaben 
kritiſiren die Abg. v. Hennig und Duncker den Bau des 
Muſeen⸗Gebäudes in Berlin, namentlich des Daches 
des älteren Gebäudes. — Der Kultus miniſter erwie⸗ 
dert, daß die Staatsregierung die Angelegenheit von 
jeder Uebereilung fern gehalten habe. Sie habe eine 
Kommiſſion gebildet, in welcher anerkannte Architekten 
und Künſtler zuſammengewirkt hätten. 

Auf eine Anfrage des Abg. v. Bockum - Dolffe 
erklärt der Kultusminiſter, daß die Regierung die Er- 
richtung des Steindenkmals in aller Weiſe gefördert 
habe, daß aber der Tod dee Künſtlers, dem die Aus- 
führung des Denkmals übertragen ſei, eine Hemmung 
herbeigeführt habe. 

Abg. Bender erklärt, daß er und ſeine Freunde 
gegen die Bewilligung der erſten Rate für das Sieges⸗ 
Denkmal auf dem Königsplatze ſtimmen werden. Un- 
ſeren tapferen Kriegern haben wir den Dank des Bater- 
landes dargebracht, mit den Denkmälern müſſen wir 
warten, bis die Wunden geheilt ſind, die der Krieg ge⸗ 
ſchlagen hat. 

Abg. Kardorff empfiehlt die Bewilligung. 

Kultusminiſter v. Mühler: Es iſt eine große 
hiſtoriſche Thatſache, daß alle Nationen ihre Thaten mit 
großen monumentalen Schriften für ihre Nachkommen 
aufzeichnen und in dieſem Sinne iſt der Gedanke in 
Auregung gebracht, für die großen Ereigniſſe des Jahres 
1866 ein Denkmal aufzurichten und bitte ich, die dafür 
geforderte Summe zu bewilligen. (Bravo!) 

Die Bewilligung wird mit großer Majorität aus⸗ 
geſprochen. 

Der Etat wird erledigt. 

Zweiter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Vor⸗ 
leſung der Interpellation des Abg. Löwe. Dieſelbe 
lautet: „Beabſichtigt die Königliche Staatsregierung die 
gegenwärtig mit Rußland beſtehende Kartel⸗Konvention 
von 1857 zu erneuern, oder nach ihrem Ablauf durch 
eine ähnlichen Jahalts zu erſetzen? 

Miniſter⸗Präſident Graf Bismarck: Die König⸗ 
liche Staatsregierung iſt außer Stande, dieſe Inter⸗ 
pellation zu beantworten und ich erlaube mir, die 
Geſichtspunkte, welche ſie zur Ablehnung beſtimmt, kurz 
darzulegen. Daß die Interpellation überhaupt geſtellt 
werden konnte, iſt mir ein Beweis der Verſchiedenheit 
der Anſichten jener Herren und der meinigen über den 
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auswärtigen Dienſt. Ich kann nicht denken, daß die der Kronprinz und der Prinz Georg von Sachſen im 
Herren mir mit vollem Bewußtſein eine ſtrafbare Hand- Palais, und hatten darauf noch der Geh. Hofrath Bord 
lung zumuthen, denn wenn die Anſicht des Miniſteriums uud der Miniſterpräſident Graf Bismarck Vortrag. Um 
über dieſe Frage ſchon feſtſtände und ein Beamter er⸗ halb fünf fand beim König und der Königin aus An- 
laubte ſich, den Beſchluß des Miniſteriums zu veröffent⸗ 4 der Anweſenheit der ſächſiſchen Gäſte Tafel von 37 
lichen, ich würde gegen einen ſolchen Beamten die Ge- Medecken ſtatt, und hatten zu derſelben Einladung er- 
richte anrufen. Nichts deſtoweniger muthen Sie mir, halten der ſächſiſche Geſandte Schr. v. Könneritz, der 
dem Chef des Miniſte iums, etwas Aehnliches zu. Ich ſächſiſche Kriegsminiſter v. Fabrice, der Bevollmächtigte 
kann von den Herren Anſtragſtellern in ihrer Geſammt⸗ vom Bundesrathe Geheimrath von Thümmel, der ſäch⸗ 
heit nicht annehmen, daß fie bei der Stellung einer ſiſche Militär-Bevollmächtigte Oberſt von Brandenſtein, 
ſolchen Frage meiner Einſicht und meiner Pflichttreue 
ein Mißtrauensvotum haben geben wollen, ich ſchiebe 
vielmehr die Schuld des ganzen Mißverſtändniſſes, durch 
welches eine ſolche Interpellation hervorgerufen ſein kann, 
lediglich auf die ſehr weite Verſchiedenheit unſerer Auf⸗ 
faſſung über die Obliegenheiten des auswärtigen Dienſtes. 
Ich muß es im Prinzip ein für alle Mal ablehnen, 
über ſchwebende Verhandlungen mit auswärtigen Mächten 
öffentlich Auskunft zu geben, denn es liegt ja auf der 
Hand, daß von einer Vertretung der Intereſſen des 
Landes dann nicht mehr die Rede ſein kann. (Sehr 
wahr!) Die Königliche Regierung wird thun, was ſie 
für die Intereſſen des Landes am beſten erachtet; die 
Richtung davon in dieſem Augenblicke anzugeben, davon 
ſtehe ich, wie ich hoffe, mit Ihrer Zuſtim nung ab; 
ich würde mich an den Intereſſen des Landes ſehr 
ſchwer verſündigen (Beifall). 

Abg. Duncker beantragt in eine Beſprechung 
dieſer Interpellation einzutreten. Dem Antrage wird 
zugeſtimmt. 

Abg. Löwe: Durch die Konvention werden die 
Schwierigkeiten des Verkehrs weſentlich erhöht und der 
Perſonenverkehr leide weſentlich dadurch. Das Haus 
erfülle nur ſeine Pflicht, als Volksvertretung, wenn es 
die Aufmerkſamkeit der Königlichen Regierung auf dieſen 
Gegenſtand lenkt in einem Augenblicke, wo es noch 
Zeit iſt. Ich halte mich jetzt für verpflichtet, einen 
Antrag einzubringen, um eine Meinungsäußerung des 
Hauſes zu extrahiren. 

Miniſter⸗Präſident Graf Bismarck: Mir ſcheint, 
daß der Herr Vorredner ſeiner Interpellation im gegen- 
wärtigen Augenblicke eine andere Richtung gegeben hat, 
als ich nach dem Wortlaute desſelben annehmen konnte. 
Er hat jetzt die Spitze dahin gerichtet, ob die König⸗ 
liche Staatsregierung ſich für befugt erachtet, den Ver⸗ 
trag ohne Genehmigung des Landtages abzuſchließen 
und ich mag dieſe Frage, die eine ſtaatsrechtliche iſt, 
nicht aus freier Hand entjcheiden. Der Vertrag mit 
Rußland ſteht gar nicht iſolirt da; wir haben ähnliche 
Verträge mit den meiſten Staaten. Die ruſſiſche Kon⸗ 
vention iſt aber zum Gegenſtand einer Tendenzpolitik 
gemacht, vor welcher ich entſchieden warnen möchte 
(Beifall). 

Die Diskuſſion über dieſen Gegenſtand iſt ge- 


ſchloſſen 
Es folgt die ausgeſetzte Diskuſſion über die Dom⸗ 


ftifter Merſeburg, Naumburg und Zeitz. Die Reg.“ 
Kommiſſar Geh. Reg.⸗Rath v. Wolff giebt die Er- 
klärung ab, daß die Reorganiſation der Domitifter 
im Werke ſei und hoffentlich bald zum Abſchluß werde 
gebracht werden. 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt 
der Etat der Verwaltung für Berg-, Hütten⸗ und 
Salinenweſen. 

In der allgemeinen Beſprechung dieſes Etats 
handelt es ſich um nachſtehenden Antrag der Kommiſſäre 
des Hauſes: „Die Staatsregierung aufzufordern, den 
Häuſern des Landtags von Jahr zu Jahr einen Bericht 
über den Betrieb der fiskaliſchen Berg-, Hütten- und 
Salinenwerke vorzulegen“. 

Der Handelsminiſter Graf Itzenplitz, der während 
der kurzen Debatte erſcheint, erklärt ſich mit dem An- 
trage einverſtanden und nachdem derſelbe von den 

Abgg. Berger (Witten), Overweg und Ham- 
macher befürwortet worden, wird der Antrag mit großer 
Majorität vom Hauſe angenommen. 

Ein fernerer Antrag der Kommiſſarien des Hauſes 
zu Einnahme Titel 3 „bei den Hüttenwerken“: den 
Häuſern des Landtages baldigſt einen Geſetzentwurf über 
die Veräußerung von fiskallſchen Berg-, Hutten- und 
Salinenwerken, welche als Einnahmequelle dient, vor- 
zulegen, wird auf Antrag des Abg. Wachler der 
Budget⸗Kommiſſion zur Vorberathung zugewieſen. — 
Die einzelnen Poſitionen des Etats, zu denen im 
Uebrigen keine weiteren Anträge vorliegen, werden nach 
kurzen unerheblichen Diskuſſionen genehmigt. Ohne 
Diskuſſion wird auch der folgende Antrag der Kom- 
miſſarien des Hauſes angenommen: „Die Staatsregierung 
aufzufordern, den erſten „Beitrag aus Bergwerkskaſſen 
zum Bau der Scheldethal-Eiſenbahn“ im vormaligen 
Herzogthum Naſſau nicht eher zuzugeſtehen und zu zah⸗ 
len, bis das Zuſtandekommen dieſes Unternehmens durch 
das Zuſammenwirken aller Intereſſenten geſichert ſein 
wird.“ 

Schließlich wird das Etat der hohenzollernſchen 
Lande ohne Debatte genehmigt und it damit die Tages- 
ordnung erledigt. 

Schluß der Sitzung 3%, Uhr. 
Freitag 10 Uhr. 

Tages⸗Ordnung: Etat der Eiſenbahn-⸗Verwaltung 
und Etat der indirekten Steuern. 

Deutſchland. 

Berlin, 18. Dezember. Der König empfing 
geſtern Morgen mehrere höhere Militärs, unter ihnen 
auch den aus Spanien zurückgekehrten Abtheilungschef 
des großen Generalſtabs, Oberſt v. Stranz, und ar- 
beitete dann mehrere Stunden mit den: Kriegsminiſter 
v. Roon und dem Militär-Kabinet. Mittags erſchienen 


Fürſt Voguslaw Radziwill, der Erzbiſchof Paulus von 
Köln, der Miniſterpräſident Graf Bismarck, die Miniſter 
v. d. Heydt, v. Eulenburg, v. Mühler ꝛc. Nach Auf- 
hebung der Tafel, Abends 7 Uhr, kehrten der Kron- 
prinz und der Prinz Georg von Sachſen nach Dres- 
den zurück und erſchien alsdann der Königliche Hof in 
der Oper. 

— Die in Kaſſel und Hannover neu errichteten 
Kriegsſchulen nahmen bereits im vorigen Monate die 
Prüfung der Zuhörer zu Offizieren vor. Dieſe Prü⸗ 
fung wird nunmehr auch in den älteren Kriegsſchulen 
zu Potsdam, Erfurt, Neiſſe und Engers gehalten. Der 
dritte der abgekürzten Lehrgänge wird an den älteren 
Kriegsſchulen im Februar künftigen Jahres eröffnet. 
Wahrſcheinlich werden vom Oktober künftigen Jahres 
ab in allen dieſen Schulen volle Lehrgänge von 9 bis 
10 Monaten wiederum eröffnet, während die abgekürz⸗ 
ten drei Monate weniger dauern und den Zweck hat- 
ten, die Lücken in den unteren Offizierſtellen raſcher zu 
füllen. Der Beſuch der preußiſchen Militär⸗Bildungs⸗ 
anſtalten iſt übrigens für die Offiziere des geſammten 
norddeutſchen Bundesheeres verpflichtend, eben ſo für 
die Diviſion des Großherzogthums Baden, auf Grund 
der von letzterem mit Preußen geſchloſſenen Militär- 
Konvention. X 

Stuttgart, 17. Dezember. Abgeordneten 
kammer. Der Abgeordnete Probſt iſt zum Vicepräſi⸗ 
denten ernannt worden. In der Apreßdebatte wurden 
heute die auf die inneren Angelegenheiten bezüglichen 
Abſchnitte erledigt; die vom Abgeordneten Mayer ge- 
ſtellten Amendements wurden abgelehnt. — Morgen 
Fortſetzung der Adreßdebatte. 

Ausland, 

Wien, 17. Dezember. 
Korreſpondenz-Bureau“ meldet: 

Konſtantinopel, 17. Dezember. Die hieſige ita- 
lieniſche Geſandtſchaft übernimmt die Fürſorge für 200 
Griechen, welche wegen ſchwebender Prozeſſe in Haft 
ſind. — Gerüchtweis wird mitgetheilt, das griechiſche 
Panzergeſchwader ſolle nach dem Golf von Volo ab- 
gehen. 

Peſth, 17. Dezember. 


Das „Telegraphen- 


Der König (Kaiſer) 


hier ein KNongreſt zur Wahrung der Autonomie der ka— 
tholiſchen Kirche zuſammentreten. 5 

Paris, 17. Dezember. Der Kaiſer und die 
Kaiserin find heute in den Tuilerien eingetroffen. — 
„France“ und „Patrie“ jagen, daß die griechiſche Re- 
gierung eine ſchwere Verantwortlichkeit auf fi) genom- 
men habe; die Türkei ſei bedroht und übe offenbar nur 
das Recht geſetzmäßiger Vertheidigung, nichts deſto we⸗ 
niger ſei ihr große Mäßigung anzurathen, damit ſie den 
Konflikt nicht erſchwere. Alle Regierungsblätter jagen, 
daß die Großmächte ihre Bemühungen verdoppeln wer- 
den, um einen Ausgleich herbeizuführen und es jet da— 
her nicht zu befürchten, daß der allgemeine Friede ge- 
ſtört werde. — Der Zuftand des Marquis de Mou- 
ſtier hat ſich erheblich gebeſſert. 

Florenz, 17. Dezember. Die Diskuffion des 
proviſoriſchen Budgets iſt bis Sonnabend vertagt wor- 
den. Die Finanzkommiſſion ſtellt in ihrem Bericht den 
Antrag, die Zahlung der Zinſen der päpſtlichen Schuld 
einſtweilen zu fuspendiren. x 

Kopenhagen, 17. Dezember. „Berlingsle 
Tidende“ meldet offiziell, daß die Mittheilung, der Kö- 
nig von Dänemark und der Prinz von Wales hätten 
dem Könige von Griechenland Nachgiebigkeit angerathen, 
gänzlich unbegründet iſt. 

Bukareſt, 17. Dezember. Der Senat ge- 
nehmigte in ſeiner heutigen Sitzung nach langer De— 
batte die an den Fürſten zu richtende Adreſſe. 13 
Mitglieder enthielten ſich der Abſtimmung. Demeter 
Stourdza it zum Geſchäfträger der rumäniſchen Regie- 
rung in Konſtantinopel ernannt. 

Pommern. 

Stettin, 18. Dezember. Das preußiſche Ge- 
ſchützſyſtem hat wiederum einen wichtigen Fortſchritt ge- 
macht. Außer dem Durchſchlag en der neunzölligen Pan- 
zerſcheibe iſt es nämlich gelungen, die Grüſon' ſchen 
Hartgußgeſchoſſe mit einem dünnen Bleimantel her- 
zuſtellen, was zur Erhöhung der Durchſchlagskraft der- 
ſelben ſeit lange gewünſcht wurde. Dies war die ein- 
zige Aufgabe, deren Löſung für dieſe Geſchoſſe noch 
ausſtand, und es datf mit deren Erfüllung die Geſchoß⸗ 
frage nunmehr unbedingt als abgeſchloſſen angeſehen 
werden. 

— Auf höhere Veranlaſſung ſoll für die Jahre 
1865, 1866 und 1867 die Anzahl derjenigen Fälle 
feſtgeſtellt werden, in welchen behufs der exekutiviſchen 
Einziehung von Klaſſenſteuerrückſtänden eine Beſchlag- 
nahme von Dienjt- und Arbeitslöhnen ftattgefunden hat. 
Die Magiſtrate und Ortsbehörden werden jetzt von den 
Landräthen aufgefordert, eine Nachweiſung dieſer Fälle 
einzureichen. 

— Ueber die Beſtallung neu gewählter Magi- 
ſtratsperſonen iſt neuerdings ein Erlaß des Herrn Mi- 
niſters des Innern an die Regierungen ergangen, deſſen 


Nächſte Sitzung 


der Herzog von Ratibor, der Fürſt von Bentheim, der 


iſt geſtern von hier abgereiſt. — Im Januar wird 


weſentliche Beſtimmungen folgende find: Vor jeder Neu- 
wahl hat die Regierung dafür zu ſorgen, daß die Wahl⸗ 
bedingungen den geſetzlichen Beſtimmungen entjpre 
Wenn die Beſtätigung der Wahl von der 
beſchloſſen oder Allerhöchſten Orts ertheilt iſt, 
die Kommunalbehörde davon in Ben geſett, um 
die Einführun z zu bewirken. Bei dieſer empfängt der 
Magiſtratsbeamte durch den beauftragten Regierungs- 
beamten das Beſtätigungsdekret der Regierung oder den 
betreffenden Allerhöchſten Erlaß. Den Stadtverordneten 
iſt es zu überlaſſen, ob ſie außerdem noch eine Beſtal⸗ 
lung ertheilen wollen, aber eine Beſtätigung oder Ge- 
nehmigung ſolcher Beſtallungen oder beſonderer über die 
Wahlbedingungen aufgeſtellter Beſchlüſſe oder Protokolle 
durch die Regierung ſoll nicht mehr ſtattfinden. 

— Der evangeliſche Ober⸗Kirchenrath hat es 
zwar in Anbetracht der neuerdings wieder ſtärker zu 
Tage tretenden Auswanderungsluſt der kirchlichen Seel⸗ 
ſorge an's Herz gelegt, in Gemeinden, wo eine durch 
Agitation und vorgefaßte Meinung beſtehende Aus- 
wandcrungsluſt ſich einzelner oder ganzer Familien be- 
mächtigt, durch zeitigte Belehrung und Warnung leich- 
ſinnigen Vorſätzen entgegenzuwirken, aber mit kirchen⸗ 
regimentlichen Anordnungen in dieſer Beziehnng vorzu⸗ 
gehen, iſt demſelben nicht als augemeſſen erſchienen. 
Der Ober-⸗Kirchearath ſpricht ſich hierüber in einem an 
die Königlichen Konſiſtorien gerichteten Cirkular näher 
aus. Was in der oben bemerkten Beziehung geſchehen 
kann, glaubt derſelbe danach dem freien Ermeſſen und 
der Weisheit der Geiſtlichen anheimſtellen zu können, 
von denen er auch in ſolchen Fällen ſeelſorgeriſche 
Theilnahme für ihre Gemeindeglieder erwartet. Zu⸗ 
gleich erklärt es der Oberkirchenratb für unzweifel⸗ 
haft, daß die Auswanderer, wenn bei ihnen, ungeachtet 
aller Abmahnungen, der Entſchluß feſtſtehe, ihre Hei- 
math zu verlaſſen, dadurch ihrer Anſprüche auf weiteren 
kirchlichen Rath und Beiſtand nicht verluſtig gehen 
könnten, daß vielmehr die Kirche ſich verpflichtet fühle, 
dieſelben mit den nöthigſten Erbauungsmitteln auszu⸗ 
ſtatten oder fie an deren Mitnahme zu erinnern, ihnen 
Dispenſationen zu erleichtern und den Sinn für einen 
kirchlichen und geſegneten Abſchied aus der Gemeinde, 
3. B. durch eine letzte gemeinſame Abendmahlsfeier, oder 
durch eine Fürbitte der Gemeinde, zu unterſtützen. 
Es braucht kaum bemerkt zu werden, daß der Ober 
Kirchenrath, indem er empfiehlt, daß dem kirchlichen 
Bedürfniß der Auswanderer auf dieſe Weiſe entgegen- 
gekommen werde, hierbei von der Umſicht der Seelſorger 
die Verhütung jedes irreleitenden Einfluſſes auf die Zu- 
rückbleibenden mit Zuverſicht gewärtigt, und daß er 
namentlich auch Alles, was irgend als eine Oſtentation 
erſcheinen könnte, von jeder ſolchen Abſchiedsfeier ganz 
und gar fern zu halten für unerläßlich erachtet. 

* Stralſund, 17. Dezember. Der Bür- 
ger Verein, der ſeit ſeinem Beſtehen ſchon ſo oft wie 
das Chamäleon die Farbe gewechſelt und der von ge- 
wiſſen Leuten nur als ein Jagdrevier für Stellen bei 
der Kommunal-Verwaltung betrachtet wird, läßt augen- 
blicklich unter der Fahne des Scheinliberalismus ſeine 
Truppen marſchiren, um bei der bevorſtehenden Kole- 
giaſten-Ergänzungswahl 2. Grades einen ſeiner Kan— 
didaten durchzubringen. Da bekanmmtlich das Kollegium 
ſich ſelbſt ergänzt, indem es mit drei Kandidaten vor 
die Bürgerſchaft tritt, unter denen die Letztere eine Wahl zu 
treffen hat, jo beabſichtigt der Bürger-Verein indirekt 
einen Kompromiß mit dem Kollegium zu ſchließen und 
hat zu dieſem Zwecke eine Kommiſſion damit betraut, 
dieſe Angelegenheit in einer allgemeinen Verſammlung 
anzuregen und von da aus einen Kandidaten dem 
Kollegium bei der Aufſtellung zur Berückſichtigung zu 
empfehlen. Wer ſich dem immer mehr und wehr unter 
der Bürgerſchaft zu Tage getretenen Wunſche, unſere 
Gemeinde-Verfaſſung beſeitigt und die allgemeine Städte- 
Ordnung eingeführt zu ſehen, nicht abſichtlich verſchloſſen 
hat, wer ferner dieſe unſere Gemeinde-Verfaſſung mit 
ihren wenigen Vorzügen und ellenlangem hindernden 
Zopfweſen auch nur oberflächlich kennt, dem wird die 
obige Maßregel des Bürger-Vereins nur als ein Ver- 
ſuch erſcheinen müſſen, die uns von den Voreltern über- 
lieferte ſtädtiſche Verfaſſung vor dem jeden Moder be— 
freſſenden Luftzuge der Neuzeit zu bewahren, um die⸗ 
ſelbe als wohlerhaltene Mumie an unſere Nachkommen 
gelangen zu laſſen. Wir wüßten wenigſtens vernünfti⸗ 
ger Weiſe nicht, daß noch andere leitende Momente ob- 
waltet haben, denn unmöglich können wir dem Bürger- 
Verein den faſt kindlichen Glauben zumuthen, unſere 
ſtädtiſche Behörde in ihrer augenblicklichen Zuſammen- 
ſetzung werde in Erkennung ihres akuten Krankheits- 
ſtoffes an ſich ſelbſt eine Amputation vollziehen, obgleich 
mit dieſer Krankheit keine Tantalusqual, ſondern im 
Gegentheil ein recht angenehmes Leben, ja in der Regel 
ein recht hohes Alter verknüpft iſt; unmöglich lönnen 
wir ferner annehmen, daß der Bürger Verein Niemand 
zu finden hofſie, der die ihm angebotene Kandidatur 
annehme, da es ja bekanntlich Männer liberalen An- 
ſtrichs gegeben hat, die einen Sitz im Kollegium als 
mit ihrer Ehre unvereinbar erklärten und die trotzdem, 
als ihnen ein ſolcher Sitz wirklich angeboten wurde, 
mit beiden Füßen zugleich darauf ſprangen; am wahr- 
ſcheinlichſten will uns noch dünlen, daß der Bürger- 
Verein das Kollegium und den Rath ausſterben zu 
laſſen und durch Männer ſeines Vertrauens zu erſetzen 
beabſichtige; ob aber dieſe unter den obwaltenden Um- 
finden äußerſt kluge Taktik die erſehnte Reform endlich 
herbeiführen würde, darüber wird bei jedem Unbefange⸗ 
nen kein Zweifel beſtehen und wir kommen demnach zu 
dem abermaligen Schluß, daß der Bürger-Verein eine 
Reform nicht wünſche, denn wünſchte er ſie, ſo würde 
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chen anreihen wird. 


Repreſſalie genöthigt, 


Schiffsberichte. 


Swinemünde, 15. Dezbr. Angekommene Schiffe: 
Willemos, Rasmußeu von Hasle. Sirius (SD), Houſſelle 
Pommer, Jahnke von Sunder⸗ 
land. Ceres (SD), Braun von Danzig. Colberg (SD), 
Streck von Kiel. Pendel, Leewe von Hartlepool. Atlas, 
Menta, Lemcke von Neweaſtle. 


von Pillau. 


Tank von Sunderland. 
„ 


17. Dezbr. 


er gerade dadurch, daß er der Kollegiaſtenwahl voll⸗ 
ſtändig fern blieb, zu dokumentiren gewußt haben, daß 
er das ganze verrottete Syſtem nicht billige, daß es 
ihm gleichgültig, an wem der morſche Bau noch eine 
Stütze finde, der bei entſchiedenem Vorgehen über 
kurz oder lang doch in ſich zuſammenbrechen und einer 
zeitgemäßen Verfaſſung Platz machen muß! 

* Stralſund, 19. Dezember. Am Montag, 
den 27., begeht der hieſige Männerturn⸗Verein im Lokale 
des Herrn Nell die Weihnachtsfeier durch eine muſi⸗ 
kaliſch⸗deklamatoriſche Abendunterhaltung, der ſich ein 
Feſteſſen und ſchließlich eine Verlooſung und ein Tänz⸗ 
Da ſich viele junge Leute bisher 
häufig bei den Vergnügungen des Turnvereins bethei⸗ 
ligten, ohne ſich unter die Zahl der Mitglieder auf⸗ 
nehmen zu laſſen, ſo ſah ſich der Vorſtand zu der 
den hier anſäſſigen Nichtmit⸗ 
gliedern die Theilnahme an der Weihnachtsfeier zu ver⸗ 
ſagen, wogegen die Einführung von auswärtigen Frem⸗ 
den in liberaler Weiſe geftattet geblieben iſt. 


VBörſen⸗Berichte. 


Stettin, 18. Dezbr. Witterung: leicht bewölkt. 


Wind Süd. Temperatur ＋ 4 R. 


Petersburg 3 W. 913. 


barden 110 4. 


Weizen matt, per Dezember 62!,, April» Mai 62, 
Roggen fifter, per Dezember 51®,, 52 ½, Dezember⸗ 
Januar 5012, %, April⸗Mai 50, 50½. Näböl loco 
9s per Dezember 977, 9%, per April⸗Mai 924. Spi⸗ 
ritus flau, loco 151, pr. Dezbr. 15543, , Januar⸗ 
510 15½12, 5%, pr. April⸗ Mai 15%, 56. 


rühjahr 31¼. 
Ja mburg N 
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Hafer per 
18. December. 
„ 6 Tag. 150% bz 
e 2 Mt. | 150 bz 
ren. Bd Tag 141%, G 
SET 2 Mt 141%, bz 
annmelmenesinsteiee 10 Tag. 6 24% ug 
c 3 Mt. 6 22% bz 
N Tears 10 Tg. 81 bz 
KON . 2 Mt. 80%, ba 
Men UHR 3 Mt. — 
n 3 Weh. 92 B 
n 8 Tee 847 bz 


